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Staatskanzlei spricht Sendeverbot für •van-Gogh-TV I aus 

GFÜNE: "Entscheidung uwerzüglich zurücknehmen" 
........... iHHHl--lHt¼*iHl-iHHHl-iHl-iHHHHHt-¼¼ ........ iHHI-................................... * ...... * 

Das Sendeverbot für das •van Gog,-TV 1 im Rahmen des "Medienkunstfestivals" 

in Osnabrück, haben der medienpolitische Sprecher der CRÜNEN im Landtag, 

Jürgen Trittin (Göttingen) und die kulturpolitische Sprecherin der Fraktion, 

Ruth Hammerbacher (Osnabrück), als "typisch für den kleinkarierten Geist der 

der Niedersächsischen Landesregierung" gewertet. 

Es sei besonders bedauerlich, so die beiden Landtagsabgeordneten, daß für 

ein wichtiges kulturpolitisches Ereignis wie das Europäische Medienkulturfesti­

val Niedersachsen auf diese Weise als Veranstaltungsort unattraktiv gemacht 

würde. 

· Die beiden Abgeordneten der CRÜNEN haben mit einer kleinen Anfrage die 

Landesregierung u,ter anderem um eine Stellungnahme gebeten, warum das Verbot 

erging.Darüber hinaus forderten Jürgen Trittin Lnd Ruth Hamnerbacher die 

Landesregierurg am (heutigen) Donnerstag auf, ihre Entscheidung unverzüglich 

rückgängig zu machen. 

rh/sb 

Herausgegeben von den GRÜNEN im niedersächsischen Landtag - Pressestelle/ V. i. S. d. P.: Sabine Baun (sb), Michael Jürdens (mj) 
H • W .. Kopf ·Platz 1, 3000 Hannover 1, Tel. 0511/1230 443 o. 32 90 41, Teletex 511 8554 - GruenLT, Telex 17 511 8554, Fax 0511 / 32 98 29 



Fraktion Die Grünen 
Ruth Hammerbacher-Richter 

Jürgen Trittin 

Kleine Anfrage 

schriftlichen 
zur Beantwortung 

Betr.: 

Im Rahmen des europäischen 11 Medienkunstfestivals 11 in 
Osnabrück wollten die Veranstalterinnen auch als 
11van Gogh-TV 1

1 künstlerisches Fernsehen in den lokalen 
Äther.abstrahlen. 

•.:; .! •• \ .. 

Wie der Neuen Osnabrücker Zeitung vom 07.09.198$ zu 
entnehmen ist, verbot die Staatskanzlei diesen Versuch. 
Anderenfalls hätten die Veranstalterinnen mit straf­
rechtlicher Verfolgung zu-rechnen. 

Die Post allerdings hätte diese Veranstaltung - bei 
rechtzeitiger Antragstellung - genehmigen können, wie 
dies im Rahmen der Documenta in Kassel bereits e.inmal 
geschehen ist. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Aus welchen Gründen erging das Verbot? 

2. Wer wäre für eine solche Veranstaltung §en�hmigungs­
behörde, und im Rahmen welcher tristen müßte ein 
Antrag auf Genehmigung gestellt werden? 

3. Inwieweit unterscheidet sich die Rechtslage in 
Osnabrück von der in Kassel? 

4. Kann sich die Landesr�gierung vorstellen; daß ihre 
Verbotsaktion den Ruf Niedersachsens als kultur­
politische Provinz europaweit festigt? 


